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Reklame

Unkontrollierte Einwanderung 
muss gestoppt werden
Die SVP geht unbeirrt ihren Weg und setzt sich für die Interessen der Schweiz und ihrer 

Bürger ein. Bereits im Mai 2008 hat unsere Partei auf die Problematik der unkontrollierten 

Einwanderung hingewiesen und den Bundesrat aufgefordert, die Zuwanderung über eine 

Kontingentslösung zu regulieren. Denn gerade im aktuellen Wirtschaftskrieg muss die 

Schweiz ihren Arbeitsmarkt und ihre Sozialwerke schützen. Der zusätzliche Druck, welcher 

durch die massive Zuwanderung entsteht, ist nicht mehr tragbar. 

Zofinger Tagblatt AG
Henzmannstrasse 20
4800 Zofingen
Tel. 062 745 93 93
www.ztonline.ch

Für Ihre 
Drucksachen

In den letzten Monaten ist die Ar-
beitslosenquote bei der ausländi-
schen Bevölkerung massiv gestie-
gen. Verständlicherweise haben es 
viele ausländische Arbeitslose nicht 
eilig mit der Rückreise, schliesslich 
können sie legal von den besseren 
Sozialleistungen in der Schweiz pro-
fi tieren. 

Die Voraussetzungen für die Anwen-
dung der sogenannten Ventilklausel 
waren schon im Jahr 2008 gegeben. 
Der Bundesrat hat es jedoch ver-
passt, diese «Notbremse» rechtzeitig 
zu ziehen. Vielmehr hat die Landes-
regierung die negativen Konse-
quenzen der unkontrollierten Ein-
wanderung – wohl auch weil die 
weitere Ausdehnung der Personen-
freizügigkeit im Februar 2009 nicht 
gefährdet werden sollte – bisher 
stets totgeschwiegen. Aufgrund der 
aktuellen Wirtschaftslage und der 
negativen Prognosen muss nun aber 
dringend gehandelt werden. Die SVP 
fordert den Bundesrat deshalb auf, 
umgehend die notwendigen Mass-
nahmen zu ergreifen und die Zu-
wanderung in die Schweiz zu regu-
lieren.

Arbeitsmarkt und Sozialwerke stehen schon heute unter grossem Druck 
 (Foto: Falco – Fotolia.com)
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Nationalrat Toni Brunner, Präsident SVP Schweiz, Ebnat-Kappel (SG)

Den schweizerischen 
Interessen verpfl ichtet!

Die SVP steht für Freiheit und Eigen-
verantwortung, für eine souveräne 
Schweiz, die bereit ist für die Landes-
interessen ohne Wenn und Aber ein-
zustehen. Der Bundesrat, und mit ihm 
leider eine Mehrheit des Parlamentes, 
ist hingegen nicht mehr konsequent 
bereit sich für unsere eigenen Lan-
desinteressen einzusetzen. 

Dafür gibt es genügend Beispiele. Die 
einseitige Einführung des Cassis-de-
Dijon-Prinzips, der Agrarfreihandel auf 
dem Buckel der Schweizer Bauern, 
das Entsenden von Schweizer Solda-
ten für Aktivdienste ins Ausland oder 
aber die Preisgabe des schweizeri-
schen Bankkundengeheimnisses für 
ausländische Kunden. Ein anschauli-
ches Beispiel für die fehlende Interes-
senswahrung der Schweizerinnen und 
Schweizer ist aber auch die völlig ver-
fehlte Migrationspolitik. Obwohl die 
SVP immer wieder auf die negativen 
Konsequenzen der Massenimmigrati-
on hingewiesen hat, wurden diese Be-
denken von den Mitte-links-Parteien 
und vom Bundesrat verharmlost. Da-
bei zeigen sich die Folgen der unkon-
trollierten Einwanderung in den ver-
schiedensten Bereichen:

Asylpolitik: Die lasche Asylpolitik im 
Bundesrat, die seit Beginn des Jah-
res 2008 wieder Einzug gehalten hat 
und die weder Schlepper noch Wirt-
schaftsfl üchtlinge abschreckt, zeigt 
ihre Früchte. Allein im 1. Quartal 
2009 wurden 4938 Asylgesuche ein-
gereicht. Dies sind 77,2 % mehr als 
im 1. Quartal 2008. Setzt sich diese 
Entwicklung fort, dann müssen wir 
in der Schweiz wohl wiederum mit 
weit über 20 000 neuen Asylanten 
pro Jahr rechnen. 

Ausländerkriminalität: Die neusten 
Zahlen 2008 zeigen ein erschre-
ckendes Bild. Mit 70 % ist der Aus-
länderanteil in Gefängnissen doppelt 
so hoch wie jener der Schweizer. 
Das neue Strafgesetzbuch hat ver-
sagt, die Sanktionen im Gesetz zei-
gen keine abschreckende Wirkung. 
Dieser Täterverhätschelung muss 
ein Ende gesetzt werden. Die Aus-
schaffungsinitiative unserer Partei 
muss dem Volk so schnell als mög-
lich zur Abstimmung vorgelegt wer-
den. Die SVP hat deshalb eine aus-
serordentliche Session zur Ver-
schärfung des Strafrechts erzwun-
gen.

Jugendkriminalität: Junge Schwei-
zerinnen und Schweizer sehen sich 
gezwungen immer mehr Orte zu 
meiden, weil ausländische Jugendli-
che bandenmässig auftreten. Die 
Jugendgewalt hat in den letzten 
Jahren massiv zugenommen. Auch 
hier gilt es härtere und vor allem 
schnellere Strafurteile zu fällen. 

Schule: Viele Schulen kämpfen mit 
wenig integrierten Kindern und Ju-
gendlichen, die ihre Kultur und ihre 
Gewaltbereitschaft in Gruppen in die 
Schulen tragen. Deutsch wird an ein-
zelnen Schulen bald zur Fremdspra-
che, ein leistungsorientierter Unterricht 
wird mit unausgewogenen Klassen, 
die praktisch nur noch aus Ausländern 
bestehen, oftmals verunmöglicht.

Es ist höchste Zeit, diese Tendenzen zu 
stoppen und Gegenmassnahmen zu 
ergreifen. Auch wenn der Bundesrat 
und grosse Teile des Parlaments diese 
Probleme zu «Tabuthemen» machen 
wollen, die SVP greift sie auf. Die SVP 
wird sich, wie auch schon all die Jahre 
davor, konsequent für die Interessen 
unserer Schweiz und unserer Bürge-
rinnen und Bürger einsetzen!

Werbung

Bruchsch Liecht?

NOSERLIGHT
®

CH-8909 Zwillikon Telefon 044 701 81 81, Fax 044 761 86 12
info@noserlight.ch, www.noserlight.ch
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Obwohl das Schweizer Stimmvolk 
im Jahr 2006 das verschärfte Asyl- 
und Ausländergesetz mit über 2⁄3 
aller Stimmen deutlich angenom-
men hat, harzt es bis heute mit 
dessen Umsetzung. Die Folgen 
dieses Zeitspiels der linken Gut-
menschen – oft unterstützt von 
den Mitteparteien – sind augen-
scheinlich. Heute machen Auslän-
der, Eingebürgerte und Grenzgän-
ger schon beinahe einen Drittel der 

Die Migrationspolitik 
auf Irrwegen 

Gesamtbevölkerung in unserem 
Land aus. Mit der unkontrollierten 
Einwanderung steigt der Druck auf 
unsere Sozialwerke immer weiter 
an, die Schweizer Werte verlieren 
an Bedeutung und das Rechtssys-
tem wird immer weiter unterwan-
dert. Die SVP, welche diese Proble-
matik seit Jahren intensiv mitver-
folgt und entsprechend Gegen-
steuer geben will, hat deshalb am 
2. Mai 2009 – im Rahmen eines 
grossen Sonderparteitages in der 
Stadt Bern – erneut auf diese 
Punkte hingewiesen und ihre Lö-
sungen präsentiert.

Asylschlendrian ist zurück

Die lange humanitäre Tradition der 
Schweiz zum Schutz von an Leib 
und Leben bedrohten Flüchtlingen 
wird immer wieder und immer 
häufiger missbraucht. Eine eigent-
liche Asylindustrie profitiert von 
der aktuellen «Laissez-faire»-Men-
talität in der Schweiz. Insbesonde-
re seit der Abwahl von Christoph 
Blocher aus dem Bundesrat ist un-
ser Land für Wirtschaftsflüchtlinge 
wieder viel zu attraktiv geworden.
Besserung ist momentan noch nicht 
in Sicht. Im Gegenteil: Die ganze 
staatliche Asylbürokratie, aber auch 
die Mitarbeitenden in den Hilfswer-
ken, Dolmetscher, Psychologen, 
Flüchtlingsanwälte, und insbeson-
dere auch die Schlepperbanden 
profi tieren ganz direkt von dieser 
Entwicklung und haben keinerlei 
Interesse, dafür zu sorgen, dass die 
Asylgesuche zurückgehen.
In ihrer am Sonderparteitag verab-
schiedeten Asylresolution hielt die 
SVP deshalb die zentralen Punkte 
für eine wirksame Flüchtlingspoli-

tik fest. Darin fordert die Partei 
insbesondere die konsequente Ab-
weisung von Asylbetrügern und 
verlangt von den Kantonen die 
Umsetzung des vom Volk ange-
nommenen Asylgesetzes von 2006. 
Zudem sei – neben weiteren Mass-
nahmen – auch die Härtefall-Re-
gelung mit klaren Bundesvorgaben 
zu verschärfen und zu vereinheitli-
chen.

Migrationsprobleme lösen 

statt verwalten 

Kein anderes Industrieland der Welt 
erlebte im Verhältnis zu seiner Be-
völkerungszahl eine solche Massen-
einwanderung wie die Schweiz. Seit 
1990 betrug die Bruttozuwanderung 
in die Schweiz weit über 1 Million 
Menschen.

Heute erfolgt die Zuwanderung zu 
einem grossen Teil nicht mehr in 
den Arbeitsmarkt, sondern direkt 
in unser Sozialsystem. Die Schweiz 
ist ein Sozialstaat, gebärdet sich 
aber gleichzeitig als Einwande-
rungsland. Dieses Verhalten kann 
auf Dauer nicht funktionieren. So-
lange die politischen, wirtschaftli-
chen und sozialen Verhältnisse in 
Europa und erst recht weltweit 
dermassen unterschiedlich sind, 
muss eine unkontrollierte Zuwan-
derung zu einer Nivellierung nach 
unten führen.

Die SVP will der unkontrollierten 
Zuwanderung wieder Herr werden. 
Denn die Schweiz hat derzeit ein 
Migrationsproblem, welches nach 
umgehenden, effi zienten Massnah-
men verlangt. Ein souveräner Staat 
muss seine Grenzen und die Ein-
wanderung kontrollieren können. 
Ansonsten wird der Wohlstand und 
der innere Frieden eines Staates 
gefährdet. Die entsprechenden For-
derungen der SVP wurden in einem 
neuen Positionspapier festgehalten 
und von den Delegierten am Son-
derparteitag einstimmig verab-
schiedet.

Am Sonderparteitag der SVP Schweiz vom 2. Mai 2009 in Bern stand die Migrationspolitik 

im Mittelpunkt. Unter dem Leitsatz «Unsere Regeln gelten für alle» hat die SVP bereits vor 

drei Jahren ein umfassendes Positionspapier vorgelegt, die Entwicklungen seither zeigen 

deutlich, dass dieses Thema an Aktualität nichts eingebüsst hat. Die SVP-Delegierten ver-

abschiedeten daher ein weiteres Positionspapier zur Migrationspolitik der Partei im Jahr 

2009 sowie eine Resolution für eine wirksame Asylpolitik.

Nach der Abwahl von Bundesrat Blocher ist der Schlendrian zurück: 

massiver Anstieg der Asylgesuche seit Anfang 2008, Hochrechnung des 

1. Quartals 2009 lässt weitere Zunahme erwarten.

Asylgesuche: Alles Zufall oder was?
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einmalige Wohnsituation in Ruhe und mit 
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rauchen, dann erwarten wir ihren Anruf 
062 293 15 09, abends Alles weitere nach 
Vereinbarung. Fam. Stämpfli, Forenweg, 
4634 Wisen
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SMS-INFO-DIENST DER SVP

Mit dem SMS-Info-Dienst erhalten Sie topaktuell die Schlagzeilen
der SVP-Pressecommuniqués auf Ihr Handy…

Und so einfach geht’s: Schicken Sie von Ihrem Handy ein SMS mit
dem Text „SVP ON“ an die Zielnummer 939. Sie erhalten umgehend
eine Antwort, welche Sie mit OK bestätigen müssen. Und schon
sind Sie jederzeit über die aktuellen Themen informiert!

Impressionen vom SVP-Sonderparteitag in Bern
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Wir stecken mitten in einer Krise. Im 
nationalen Interesse sollten alle zu-
sammenstehen. Aber: das Gegenteil 
geschieht.

Insbesondere in wirtschaftlich 

schlechten Zeiten muss die 

Schweiz den Zugang von Auslän-

dern zu unserem Arbeitsmarkt und 

zu den Sozialleistungen regulieren 

können. Die Arbeitslosigkeit steigt 
stark; verbunden mit schlimmen Ein-
zelschicksalen. Trotzdem wandern 
aufgrund der EU-Personenfreizügig-
keit noch immer Monat für Monat 
Tausende in die Schweiz ein. Im Ab-
stimmungskampf wurde versprochen, 
in wirtschaftlich schwierigen Zeiten 
von der Ventilklausel Gebrauch zu 
machen und die Einwanderung wie-
der zu regulieren. Doch der Bundesrat 
zögert. Die Voraussetzungen für die 
Anwendung der Ventilklausel waren 
schon 2008 gegeben. Der Bundesrat 
hat es verpasst, diese «Notbremse» 
rechtzeitig zu ziehen. Vielmehr hat die 
Landesregierung die negativen Kon-
sequenzen der unkontrollierten Ein-
wanderung – wohl auch um die wei-
tere Ausdehnung der Personenfreizü-
gigkeit im Februar 2009 nicht zu ge-
fährden – bisher stets totgeschwiegen. 
Jetzt zeigt sich: Die unkontrollierte 
Einwanderung ist nicht mehr tragbar. 
Schweizer Arbeitsplätze müssen wie-
der vorrangig an Schweizer gehen.

Damit verbunden werden auch die 
Sozialwerke zunehmend gefährdet. 
Die Statistiken zeigen klar auf, dass 
Ausländer überdurchschnittlich viel 
beziehen, der sofortige Zugang zu 
allen Sozialwerken muss überdacht 
werden. Der Missbrauch stärker an-
gegangen werden. Tatenlosigkeit 
können wir uns nicht leisten.

Aus der EU droht bereits neues Un-
gemach. Die im Mai von der EU ver-
abschiedete Asylrichtlinie ist eine 

Aufforderung zur Massenzuwande-
rung und zum Asylmissbrauch. Sie 
bringt die Ausdehnung des Familien-
begriffes auf die ganze Verwandt-
schaft des Asylbewerbers, die völlige 
Gleichstellung mit Inländern hin-
sichtlich sozialer Ansprüche und den 
freien Zugang zum Arbeitsmarkt 
nach spätestens sechs Monaten. 

Dabei verschärft sich die 

Schweizer Asylproblematik auch 

ohne EU, weil der Bundesrat 

nicht die notwendige Härte zeigt. 
Allein im 1. Quartal 2009 wurden 
4938 Asylgesuche gestellt, 77,2 % 
mehr als im 1. Quartal 2008.

Und in Sachen Kriminalität zeigen 
sich die Folgen der unkontrollierten 
Einwanderung: Wir haben immer 
mehr Gewalt in der Schweiz. Der 
Ausländeranteil bei Straftaten ist 
unverändert hoch. In den Gefäng-
nissen lag der Ausländeranteil im 
vergangenen Jahr bei unglaubli-
chen 70 %! Das Strafrecht ist ge-
prägt von einer Kultur des Täter-
schutzes. Hier braucht es dringend 
eine Korrektur.

Auch das Bildungswesen ist betrof-
fen. Viele Schulen kämpfen mit Inte-
grationsproblemen. Eine erfolgreiche 

Nationalrat Lukas Reimann, Wil (SG)

Eine Schweiz für 
Eigen- statt für 
Fremdinteressen

Integration ist bei zu hohen Auslän-
deranteilen nicht mehr möglich. Die 
Qualität unserer Bildung leidet stark 
darunter.

Die zunehmende Islamisierung ist 
noch immer ein Tabuthema. Dabei 
ist längst klar, dass die islamische 
Bevölkerung rasant wächst. Damit 
verbunden werden immer dreistere 
Forderungen gestellt. Wir dürfen die 
Augen nicht verschliessen. Wer 
in unserem Land Gast ist, hat die 
schweizerische Rechtsordnung und 
unsere Sitten und Gebräuche zu be-
achten oder aber das Land wieder 
zu verlassen!

Über 1,6 Millionen Ausländer zähl-
te die Schweiz im Jahr 2008, was 
einem Zuwachs von 4,3 % gegen-
über den Vorjahr entspricht. Und 
dabei sind die Eingebürgerten, die 
Kurzaufenthalter oder die Asylsu-
chenden nicht mitgezählt. Die un-
kontrollierte Zuwanderung führt 
zu immer höheren Kosten und Ri-
siken für den Staat und zu immer 

offensichtlicheren Parallelgesell-
schaften.

Erstaunt fragen sich viele: Wie 

konnte es überhaupt so weit 

kommen? Es gibt bei den Lin-

ken viel zu viele, die sich zwar 

Schweizer Politiker nennen, in 

Wirklichkeit aber nur die Inter-

essen der Nicht-Schweizer ver-

treten. Und es gibt die, welche 
jeweils vor den Wahlen Volksnähe 
entdecken, nur um es danach 
wieder zu vergessen. So verspra-
chen Mitte-links-Parteien vor den 
Wahlen, gegen den EU-Beitritt 
einzutreten, nur um dann in Bern 
alles aus Brüssel abzunicken. Und 
als es im Mai 2009 im Nationalrat 
um den längst fälligen Rückzug 
des EU-Beitrittsgesuches ging, 
stimmte praktisch niemand aus-
serhalb der SVP dafür. Auch wur-
den Lösungen in der Migrations-
politik versprochen, doch in Bern 
verhindern die gleichen Leute die 
zahlreichen Handlungsvorschläge 
der SVP. Das ist Betrug am Volk.

Die SVP ist anders: Sie kämpft konse-
quent und gradlinig für die Interessen 
der Schweiz. Mit der Ausschaffungs-
initiative und der Minarettverbotsiniti-
ative, aber auch mit zahlreichen Vor-
stössen und Eingaben im Parlament 
bietet die SVP Lösungen. Lösungen, 
welche die Schweiz für die Zukunft 
rüsten statt sie zerstören. Das am 
Sonderparteitag vom 2. Mai verab-
schiedete SVP-Migrationspapier ist 
ein weiterer Beweis dafür.
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Massiver Anstieg der Zuwanderung von 2003 bis 2008
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Wahlresultate können durchaus etwas 
bewirken. Dies sei all denen gesagt, wel-
che meinen, es «bringe ja doch nichts», 
wenn man an Wahlen und Abstimmungen 
teilnehme. Als erstes Beispiel ist die Euro-
papolitik anzuführen: Seit 1992 engagiert 
sich die SVP gegen einen EU-Beitritt und 
für eine bilaterale Lösung. Genau dies will 
heute auch die grosse Mehrheit im Parla-
ment. Als zweites Beispiel ist die Asylpoli-
tik zu nennen: Nach jahrzehntelangem 
Druck der SVP ist die Politik heute auf-
merksamer gegenüber den zahlreichen 
Problemen, welche die unüberlegte Ein-
wanderungspolitik der Linken bringt. 
2006 wurde das Asylgesetz auf mass-
geblichen Druck der SVP revidiert.

SVP will mehr Sicherheit

Drittes Beispiel ist das Strafrecht: Seit 
Jahren engagiert sich die SVP für mehr 
Sicherheit und härtere Strafen. Das «Mes-
serstecher-Inserat» von 1993 ist heute 
noch aktuell. Die Aussage, dass die Politik 
der Linken und «Netten» uns mehr Krimi-
nalität, mehr Drogen und mehr Angst 
bringe, stimmt auch 2009 noch.
Für die SVP stehen zwei Forderungen im 
Vordergrund: Einerseits muss das Straf-
recht wieder verständlich und in sich lo-
gisch sein. Andererseits muss das Straf-
recht potentielle Täter abschrecken und 
Gesetzesvorstösse in aller Härte ahnden. 
Dies ist heute – etwa mit «bedingten 
Geldstrafen» – nicht gegeben.

Rückkehr zum alten StGB

Das neue Strafgesetzbuch wird von ver-
schiedensten Seiten kritisiert – auch von 
den Gerichten. Die Strafen im neuen StGB 
sind unlogisch, und die Systematik ist für 
viele Bürger nicht verständlich. Als Bei-
spiel ist etwa das ungerechte und unver-
ständliche Geldstrafensystem zu nennen: 

Nationalrätin Natalie Rickli, Winterthur (ZH)

Strafrecht verschärfen 
– Opfer schützen

Die Bussen orientieren sich neu nicht 
mehr primär am Verschulden des Täters, 
sondern an dessen wirtschaftlicher Situa-
tion. So kann es sein, dass sich mittellose 
Personen Delikte wie massive Tempo-
überschreitungen im Strassenverkehr 
bestens leisten können, während andere 
für weit weniger gravierende Übertretun-
gen horrende Bussen zu bezahlen haben.
Auch die Abschaffung der kurzen Frei-
heitsstrafen zeigt die falsche Optik des 
revidierten StGB. Es ist nicht einzusehen, 
warum Straftäter nicht mehr zu Freiheits-
strafen auch unter sechs Monaten verur-
teilt werden sollen. Aus diesen und ande-
ren Gründen fordert die SVP die Rückkehr 
zur altrechtlichen Strafensystematik.

Strafrecht verschärfen

Ein weiterer störender Punkt sind die im-
mer milderen Strafen, welche unsere Ge-
richte aussprechen. In diesem Zusam-
menhang habe ich verschiedene Vorstös-
se eingereicht: Für grobe Delikte, welche 
mit mehr als zwei Jahren Gefängnis be-
straft werden, darf es keinen teilbedingten 
Vollzug mehr geben. Bei Sexualstraftaten 
und Gewaltdelikten müssen die Strafen 
verschärft werden. Zudem ist ein Register 
zu schaffen, welches verurteilte Sexual- 

und Gewaltstraftäter erfasst und den Be-
hörden zur Prävention bzw. als Hilfe für 
die Aufklärung von Wiederholungstaten 
zur Verfügung steht. Sodann muss bei 
besonders schweren Delikten das Er-
wachsenenstrafrecht auch auf Jugendli-
che angewendet werden.

Kriminelle Ausländer ausschaffen

Nach wie vor stammt ein grosser Teil der 
Verbrecher nicht aus der Schweiz, sondern 

vielmehr aus Südosteuropa oder anderen 
Kontinenten. Aus diesem Grund hat die SVP 
2007 die Ausschaffungsinitiative lanciert. 
Diese Initiative hat ihren guten Grund: Bei 
vorsätzlichen Tötungsdelikten beträgt der 
Ausländeranteil 53,3 %, bei Körperverlet-
zung 53,1 %, bei Vergewaltigungen gar 
59,7 %. In den Gefängnissen lag der Aus-
länderanteil im vergangenen Jahr bei sage 
und schreibe 70 %. Und dies bei einem 
Ausländeranteil von gut 21 %.
Die Auswirkungen der unkontrollierten 
Einwanderung zeigen sich hier deutlich: 
Gewalt und Kriminalität in unserem Land 
haben zugenommen. Diesen unwürdigen 
Zuständen will die SVP einen Riegel 
schieben: Wer vergewaltigt, tötet oder an-
dere schwere Straftaten begeht, hat unser 
Land zu verlassen!

Am 3. Juni fi ndet im Nationalrat die von der SVP verlangte Sondersession zum Strafrecht 

statt. Damit zwingt die SVP die anderen Parteien, sich endlich um die Missstände in der 

Strafverfolgung, Justiz und Gesetzgebung zu kümmern. Es darf nicht sein, dass Täter ver-

hätschelt werden, während die Opfer oft ein Leben lang leiden.
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Der Fraktionspräsident der SVP be-
fürchtet, dass mit der Annahme des 
einseitigen Cassis-de-Dijon-Prinzips 
die Produktqualität sinken wird.

Interview aus dem «Schweizer Bauer».

«Schweizer Bauer»: Das Cassis-

de-Dijon-Prinzip wurde vom 

Nationalrat angenommen. Welche 

Folgen hat dies für die Landwirt-

schaft?

Caspar Baader: Wer die Folgen erken-
nen will, muss zuerst das Prinzip ver-
stehen. Das Ziel dieser Vorlage und 
auch von Frau Bundesrätin Leuthard ist 
es, die Kosten für die Konsumenten um 
zwei Milliarden zu senken. Das bedeu-
tet mehr Import von billigen Produkten, 
die nach den Normen irgendeines EU-
Landes produziert wurden (z. B. Rumä-
nien oder Bulgarien). Davon profi tiert 
nur der Handel, also die Grossverteiler, 
aber sicher nicht die Landwirtschaft.

Interview mit Nationalrat Caspar Baader, Fraktionspräsident SVP Schweiz, Gelterkinden (BL)

«Cassis-de-Dijon-
Prinzip wird zum 
Job-Killer»

Aber die Konsumenten profi tieren 

doch auch.

Ich gehe davon aus, dass der Kon-
sument an der Preisfront nichts 
spüren wird. Vor allem der Handel 
wird dank billigeren Importen zu-
lasten der Schweizer Landwirt-
schaft seine Marge verbessern. 
Vielleicht gibt er einen unverhält-
nismässig kleinen Teil der Marge 
an die Konsumenten weiter. Zu-

dem wird auch der Qualitätsstan-
dard bezüglich der Inhaltsstoffe 
der Produkte sinken. So wird es 
künftig möglich sein, aus einem 
EU-Land eine Pizza Prosciutto 
ohne richtigen Schinken oder Ap-
felsaft mit tieferem Fruchtsaftan-
teil als bei uns zu importieren, 
weil dort eine solche Produktion 
erlaubt ist.

Was sind die konkreten Konse-

quenzen für die Landwirt-

schaft?

Die Landwirtschaft wird Marktanteile 
verlieren. Sie kann nicht zu gleich 
tiefen Preisen produzieren, weil sie 
trotzdem die schweizerischen Ge-
setze wie Tier- oder Gewässer-
schutzgesetze einhalten muss. Die 
Produktion der inländischen Land-
wirtschaft wird sinken.

Caspar Baader erklärt die Folgen von Cassis-de-Dijon
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Dafür gibt es ja den Passus zur 

Vermeidung der Inländerdiskrimi-

nierung, der besagt, dass im In-

land zu denselben Standards pro-

duziert werden kann.

Dieser Passus spielt leider bei der 
Landwirtschaft nicht, da sich die 
Bauern im Inland bei der Produktion 
weiterhin an unsere kostentreiben-
den gesundheitspolizeilichen Vor-
schriften wie das Schweizer Tier- 
und Gewässerschutzgesetz, die 
ÖLN-Richtlinien usw. halten müssen, 
also gar nicht auf einen tieferen 
Standard irgendeines EU-Landes 
ausweichen können. 

Daher profi tieren nur die Verar-

beiter davon.

Neben den Grossverteilern, d.h. dem 
Handel, profi tieren allenfalls noch 
einige Verarbeiter, die Landwirtschaft 
ist die Verliererin. Das ist der Grund, 
weshalb wir gegen das Cassis-de-
Dijon-Prinzip waren. Wenn schon 
dieses Prinzip eingeführt werden 
soll, dann muss es zumindest ge-
genseitig sein.

Dann sind Sie für ein gegenseiti-

ges Cassis-de-Dijon-Prinzip?

Nein, ich war in erster Linie für 
Nichteintreten auf diese Vorlage und 
nur in zweiter Linie für Rückweisung 
mit dem Auftrag an den Bundesrat, 
wenn schon mit der EU die Gegen-

seitigkeit auszuhandeln. Dann könn-
ten wir wenigstens unsere Produkte 
nach Schweizer Normen herstellen 
und sie ohne zusätzliche Prüfungen 
in den EU-Ländern mit einem 
«Swissness-Zuschlag» exportieren. 
Das können wir bei einseitiger An-
wendung nicht, da die EU unsere 
Normen nicht anerkennen muss.

Auch bei einer Gegenseitigkeit 

würden Billigprodukte importiert 

und der Qualitätsstandard sinken. 

Ja, deshalb wollten wir das Cassis-
de-Dijon-Prinzip überhaupt nicht, da 
nur der Zwischenhandel davon pro-
fi tiert. Auch das prophezeite Spar-
potenzial der Konsumenten ist völlig 
überrissen. Bei Gegenseitigkeit 
könnte wenigstens die Wirtschaft in 
Sachen Normenanerkennung noch 
etwas gewinnen.

Könnte die Landwirtschaft nicht 

auch von günstigeren Importen 

profi tieren?

Nein, für die landwirtschaftlichen 
Hilfsstoffe sind Parallelimporte schon 
heute möglich. Das Cassis-de-Dijon-
Prinzip verbilligt dem Landwirt die 
Produktion nicht, aber reduziert den 
inländischen Marktanteil.

Bei einseitigen Abkommen behin-

dern uns immer unsere Produkti-

onsstandards. Wäre ein EU-Beitritt 

nicht vorteilhafter?

Nein, wir wollen nicht in die EU, 
sonst verlieren wir auch noch in vie-
len andern Bereichen unsere Ent-
scheidungsfreiheit. Dieses Cassis-
de-Dijon-Prinzip ist eine Vorstufe 
zum Agrarfreihandel und dieser eine 
Vorstufe zu einem EU-Beitritt.

Um demzufolge den EU-Beitritt zu 

verhindern, müssten Sie jetzt ein 

Referendum gegen das Cassis-

de-Dijon-Prinzip ergreifen.

Vorerst werden wir schauen, was 
der Ständerat zu den Änderungen 
des Nationalrates sagt, und dann 
entscheiden wir über das weitere 
Vorgehen. Eigentlich müsste in ers-
ter Linie der Bauernverband als Inte-
ressenvertreter der Landwirtschaft 
das Referendum ergreifen.

Bedingt die Annahme dieses Prinzips 

Anpassungen unserer Standards?

Konsequenz wird sein, dass diese 
aufs EU-Niveau heruntergeschraubt 

werden. Bei Gesetzen wie dem Ge-
wässer- und Tierschutzgesetz wird 
dies aber nicht durchsetzbar sein, 
sodass unsere Bauern auch in Zu-
kunft teurer produzieren müssen. 
Der Konsument ist zwiespältig. Ei-
nerseits will er ökologisch und tier-
freundlich produzierte Lebensmittel. 
Andererseits will er die höheren Kos-
ten nicht bezahlen und möglichst 
billige Produkte.

Die Landwirtschaft kann also ihre 

Mehrkosten nicht an den Konsu-

menten überwälzen.

Genau, die Mehrkosten für käfi gfreie 
Eierproduktion oder RAUS-Program-
me bezahlt im Ausland kein Konsu-
men und im Inland kommen die 
Bauern unter Druck. Das Cassis-de-
Dijon-Prinzip wird zum Job-Killer. 
Wenn mehr importiert wird, verlieren 
wir Wertschöpfung, und die Arbeit 
wird in einem anderen Land ge-
macht. Die Schweiz wird unter dem 
Strich nur verlieren.

Werbung

Matratzen nach Ihren
eigenen Wünschen
(Bicoflex, Happy, Lattoflex, Roviva etc.)
Betten und Lättli jeder Art und Grösse,
sowie Luftbetten, Vorhänge und Möbel,

div. Marken-Bettwäsche.
Grösste Ausstellung der Region – ein Besuch

lohnt sich immer – auch für Sie!

ZOLLINGER + CO AG
8424 Embrach, Hardhofstrasse 15
044 869 10 75 seit 45 Jahren
Täglich auf Voranmeldung bis 20.00 Uhr

www.rafzerfeld.com
bettwaren@rafzerfeld.com

Bettfedernreinigung
Potema®

Mobile Matratzenreinigung

B E T TWAREN FABR I K

TROUVAILLES
Kunstgalerie

Permanente
Gemälde-Ausstellung

des 19.–20. Jahrhunderts

Mittwoch: 14.00–18.00 Uhr
Samstag: 10.00–16.00 Uhr
oder nach Vereinbarung

Paul + Charlotte Vogt
Fischmarkt 6
CH-4410 Liestal

Tel./Fax +41 61 721 78 81
Natel +41 79 674 05 84
vogttrouvailles@bluewin.ch

Frau Fetz fordert nämlich, die Preise für Büstenhalter zu normieren, um der
Diskriminierung grossbrüstiger Frauen, welche mehr für ihre

Kleidungsstücke berappen müssen, entgegenzutreten. Dies beweist, dass
Frau Fetz über den Ärmelkanal schaut, denn dort hatte diese Umverteilung

von A nach FF bereits Erfolg bei einer grösseren Supermarktkette.

Der Fettnapf fragt sich aber ernsthaft, ob es sinnvoll ist, seitens des
Gesetzgebers regulatorisch in die Textilindustrie einzugreifen. Wenn Frau

Fetz schon mit der Regulierung beginnt, fragt man sich, welche
Lenkungsmassnahmen sie dann gerechtigkeitshalber als Kompensation für

kleinbrüstige Geschlechtsgenossinnen vorsähe, welche in der
grossmehrheitlichen männlichen Gunst hinter ebendiesen

körbchenpreisdiskriminierten Frauen anstehen?

Egal – auf jeden Fall freuen wir uns, den Fettnapf für das unsinnigste
politische Vorhaben dieses Monats an Anita Fetz überreichen zu dürfen.

Herzliche Gratulation!

Ihr Fettnapf

PS. Senden Sie uns Ihre Vorschläge für künftige Preisträger oder Preisträgerinnen auf fettnapf@svp.ch

Anita Fetz:
Einheitspreise fürs
Körbchen

Den Fettnapf dieses Monats verleihen wir
Anita Fetz, SP-Ständerätin und Fachfrau
in Sachen grossproportionierte weibliche
Körperteile.

Fettnapf

des

Monats
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Das Hohelied der unendlichen Markt-
chancen, bei offenen Grenzen, im EU-
Raum mit einigen hundert Millionen 
Einwohnern ist derart abgedroschen, 
dass es selbst die Promotoren eines 
solchen Unterfangens allmählich zu-
geben müssten – die viel gepriesenen 
Vorteile werden vernachlässigbar 
sein. Der Freihandel mit dem Käse 
zeigt musterhaft auf, dass die 
Schweiz im Agrarsektor immer auf 
der Verliererseite stehen wird. Die 
leichte Zunahme der Käseexporte von 
3,2 % (+ 1888 Tonnen) wird bejubelt, 
den deutlich gewichtigeren Zuwachs 
der Importe von 10 % (+ 3751 Ton-
nen) verschweigt man hingegen1 – 
wahrlich ein zweifelhafter Erfolg. Es 
ist zu hoffen, dass nicht zuerst alles 
Bewährte vernichtet wird, bis man 
einsieht, dass ein falscher Weg einge-
schlagen wurde.

Cassis-de-Dijon als 

Qualitäts- und Jobkiller

Die einseitige Einführung des Cassis-
de-Dijon-Prinzips wird sich in den 
kommenden Jahren sehr negativ auf 
die Qualität, die Produktion und die Ar-
beitsplätze in der Schweiz auswirken. 
Aus unerklärlichen Gründen sind der 

Bundesrat und die Mehrheit des Parla-
mentes bereit, ohne Gegengeschäft, 
Wettbewerbsvorteile preiszugeben, die 
unseren Lebensstandard massiv be-
lasten und strapazieren werden. Quali-
tativ hochwertige Schweizer Erzeug-
nisse werden durch minderwertige 
Produkte aus der EU konkurrenziert 
und verdrängt. Dadurch werden 
Schweizer Unternehmen gezwungen, 
die Qualität ihrer Produkte nach unten 
anzupassen, um einigermassen wett-
bewerbsfähig zu bleiben. 

Die andere Variante ist, die Produkti-
on auf dem Werkplatz Schweiz ein-
zustellen und die Produktionsstand-
orte in die EU zu verlagern. Dadurch 
werden Arbeitsplätze verloren gehen 
und nebst den unmittelbar betroffe-

Nationalrat Ernst Schibli, Otelfi ngen (ZH)

Falsche Erwartungen 
bezüglich Agrarfrei-
handelsabkommen
In seiner Botschaft zur Änderung des Landwirtschaftsgesetzes, mit welcher er den Weg für das in 

Kürze weiterverhandelte Agrarfreihandelsabkommen ebnen will, prognostiziert der Bundesrat eine 

dauerhafte Erhöhung des BIP um 0,5  % oder 2 Milliarden Franken jährlich, da die Schweizer Land-

wirtschaft unter dem Druck des globalen Agrarmarktes zu weiteren Senkungen der Produktionskos-

ten gezwungen würde. Die Bürgerinnen und Bürger werden jedoch die versprochenen sinkenden 

Preise bei noch grösserer Vielfalt an Produkten nicht lange geniessen können, sondern mit vielfälti-

gen negativen Auswirkungen konfrontiert. Ebenso werden die Bauern sich nicht über neue Export-

möglichkeiten freuen können. Weniger Produktion, geringere Qualität, sinkende Produzentenpreise, 

Abbau und Export von Arbeitsplätzen, deshalb eine massive Zusatzbelastung der Sozialwerke und 

keine spürbare Senkung der Verkaufspreise, das werden die Konsequenzen einer wenig durchdach-

ten, wenn nicht sogar kopfl osen Liberalisierungsbestrebung in der Schweiz sein.

nen Familien auch die ohnehin stra-
pazierten Sozialwerke zusätzliche 
Belastungen tragen müssen.

Agrarfreihandelsabkommen 

als Todesstoss für die Land-

wirtschaft

Sollte das Cassis-de-Dijon-Prinzip wirk-
lich auch die letzten Hürden im Parla-
ment nehmen und zudem das Agrarfrei-

Export :
+ 1’888 Tonnen (3.2%)

Import :
+ 3’751 Tonnen (10%)

MPORT

EXPO
RT

Erfolgsbeispiel Käse ?

Statistik zeigt:
Importe wuchsen

viel stärker als Exporte !
________
1  Zahlen für 2008 aus dem Zahlenmaterial der 
TSM Treuhand GmbH
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handelsabkommen zustande kommen, 
wäre dies für die Schweizer Landwirt-
schaft ein sehr harter, wenn nicht gar 
tödlicher Schlag. Den Produzenten der 
Landwirtschaft ist es nämlich – im Ge-
gensatz zu Technologie- und Industrie-
unternehmen – in sehr vielen Fällen 
schlicht nicht erlaubt, die Qualität ihrer 
Produktion nach unten anzupassen. So-
mit wird vielen Betriebe letztlich nur die 
Schliessung übrigbleiben. Dessen ist 
sich der Bundesrat bewusst, denn er 
rechnet aufgrund der aussenhandelspo-
litischen Szenarien (wie er die Abkom-
men nennt) mit einer kumulierten Ein-
kommenslücke von 3–6 Milliarden zu-
sätzlich zum ohnehin erwarteten jährli-
chen Einkommensrückgang von 2,5 %. 
Gerade nach den jüngsten Attacken auf 
die Schweiz seitens mächtiger Länder, 
darunter auch Nachbarstaaten, welche 
bedeutende Handelspartner der Schweiz 

sind, wäre es fahrlässig, überstürzt nun 
auch noch im Agrarsektor einseitige so-
wie die eigene Volkswirtschaft schädi-
gende Verhandlungen zu führen und 
Zugeständnisse zu machen.

Die Kosten-Preisschere 

öffnet sich weiter

Aufgrund der eklatant höheren Vor-
schriften in den Bereichen Tier-, Pfl an-
zen- und Umweltschutz haben die 
Schweizer Bauern zum Teil doppelt so 
hohe Produktionskosten wie ihre Be-
rufskollegen in der EU. Ein Gutachten 
der Universität St. Gallen zeigt mit un-
missverständlichen und aufschlussrei-
chen Vergleichszahlen, dass die einhei-
mischen Landwirte eine ausgezeichne-
te Arbeit leisten. Hinlänglich bekannt ist, 
dass ein durchschnittlicher Schweizer 

Haushalt lediglich rund 10 % des Ein-
kommens für Lebensmittel ausgibt,2 
wogegen EU-Bürger wesentlich tiefer in 
ihre Tasche greifen müssen und rund 
19,4 % für Nahrung ausgeben.3 Trotz-
dem werden den Bauern die nominal 
höheren Preise gegenüber der EU dau-
ernd zum Vorwurf gemacht. Trotz stän-
dig steigender Kosten machen es die 
Schweizer Bauern den Konsumenten 
durch Sparanstrengungen und sinken-
de Produzentenpreise möglich, gemes-
sen am Einkommen, europaweit aus 
dem günstigsten Nahrungsmittelkorb 
auswählen und sich ernähren zu kön-
nen. Das beweist, dass die Schweizer 

Bauern ihre Hausaufgaben gemacht 
haben und unter den gegebenen Bedin-
gungen effi zient und produktiv arbeiten. 
Die SVP erwartet, dass auch der Bun-
desrat seine Hausaufgaben macht und 
die Interessen des Landes, seiner Be-
völkerung und der Landwirtschaft rich-
tig gewichtet. Wenn er das tut, wird er 
die Verhandlungen zum Agrarfreihandel 
abbrechen.

Zu vermieten per 1. August oder nach 
Übereinkunft in gepflegter Liegenschaft, schöne 
Wohnlage Top 2.5 Wohnung 61 m2 mit 
Sonnenterasse. Erlenstr. 24 – 4058 Basel

4. Stock Lift  (MUBA).

Grosse Wohnküche mit allem Komfort
Bodenbeläge in Parkett und Keramik
Neues modernes Badezimmer
Kabel TV, freie, Benützung der modernen WK.
Zins 1198.- und NK

Anfragen : Herr Lung
Tel 061 691 37 97 / 079 720 19 55

A US  DEN  KOMMISS IONEN

SIK-N: 

Keine obligatorischen Wieder-

holungskurse im Ausland  

Die Sicher-
heitspolitische 
Ko m m i s s i o n 
des National-
rates hat am 
12. Mai 2009 
mit 13:13 
Stimmen und dem Stichentscheid 
des Präsidenten Bruno Zuppiger 
(SVP/ZH) beschlossen, auf die Ein-
führung obligatorischer WKs im 
Ausland zu verzichten. Nach Auf-
fassung der Mehrheit ist diese 
Pflicht nicht gerechtfertigt; sie er-
achtet die heutigen Rechtsgrund-
lagen als ausreichend. Die Kom-
mission hält damit – dank der SVP 
– bei der Revision des Militärge-
setzes an einer wesentlichen und 
wichtigen Differenz zum Ständerat 
fest.

WBK-N: 

Schlachttrans porte durch 

die Schweiz verboten

Erfolg für die SVP 
in der national-
rätlichen Kom-
mission für Wis-
senschaft, Bil-
dung und Kultur: 
In Zukunft soll es 
keine EU-Schlachttransporte durch die 
Schweiz mehr geben! Das Tierschutz-
gesetz wird dahingehend geändert, 
dass das Verbot des Transits von leben-
den Rindern, Schafen, Schweinen und 
Ziegen neu nicht mehr auf Verord-
nungs-, sondern auf Gesetzesstufe ge-
regelt ist. Die SVP unterstützte diesen 
Antrag für einen sinnvollen Tierschutz 
und eine nachhaltige, inländische Pro-
duktion. Für Transporte einzelner Tiere 
an Ausstellungen und Leistungsschau-
en sollen auf Antrag der der SVP Aus-
nahmegenehmigungen möglich sein.

FK-N: 

Bürger müssen Asyl-

schlendrian berappen

Leider nicht 
d u r c h s e t z e n 
konnte sich die 
SVP am 15. 
Mai 2009 in 
der Finanz-
k o m m i s s i o n 
des Nationalrates mit ihrem An-
trag, dass der Nachtragskredit von 
51,7 Millionen Franken für die seit 
der Amtsübernahme von BR Wid-
mer-Schlumpf wieder aus dem Ru-
der laufenden Asylkosten durch 
anderweitige Kosteneinsparungen 
kompensiert werden müsse 
(09.033 - Geschäft des Bundesra-
tes: Voranschlag 2009. Nachtrag 
Ib). Die finanziellen Folgen des 
Asylschlendrians werden somit die 
Bundeskassen mit voller Wucht 
treffen. 

UREK-S: Widerstand gegen 

Teilzweckbindung der 

CO
2
-Abgabe gescheitert

Mit 8:3 Stim-
men unterstützt 
die Kommissi-
on für Umwelt, 
Raumplanung 
und Energie 
des Ständera-
tes wie schon der Nationalrat die 
Finanzierung eines Gebäudesanie-
rungsprogramms für zehn Jahre 
durch die Teilzweckbindung der 
CO2-Abgabe (02.473 - Pa.Iv. CO2-
Gesetz). Der Minderheitsantrag der 
SVP, welche sich gegen diese 
schleichende Einführung einer neu-
en Steuer wehrte, wurde abgelehnt. 
Die SVP setzt sich konsequent ge-
gen neue Abgaben, Gebühren oder 
Steuern ein. Die vollständige Rück-
verteilung an die Bevölkerung muss 
erhalten bleiben. 

________
2  «Wirtschaftsaufschwung auch bei den Haus-
haltseinkommen spürbar», Bundesamt für Sta-
tistik BFS, Medienmitteilung vom 21. Mai 2007

3  «Einkommens- und Verbrauchsstichprobe priva-
ter Haushalte 2005 in der EU27», Eurostat Pres-
sestelle, 19. Juni 2008





5/2009 SVP-Klartext    13   B I O G R A P H I E

Bisher war ich der festen Überzeu-
gung, gute politische Literatur 
zeichne sich durch Kürze aus. Nun 
hat Markus Somm ein Buch ge-
schrieben, das mich eines Besseren 
belehrte.* Auch wenn Somms Werk 
528 Seiten umfasst, musste er vie-
les weglassen, was bestimmt auch 
noch interessant gewesen wäre. 
Der Vorwurf eines Redaktors des 
«Tages-Anzeigers» allerdings, der 
Abstieg des «rechten Revolutionärs» 
sei ausgeblendet, ist abwegig und 
zielt ins Leere. Wie soll man einen 
Abstieg beschreiben, wo kein Ab-
stieg ist?

Erosion des Freisinns

Streng genommen handelt es sich 
um ein Geschichtsbuch, in dem der 
Schweizer Ausnahmepolitiker Chris-
toph Blocher eine zentrale Bedeu-
tung innehat. Wer es liest, erfährt 
viel über die Veränderungen, welche 
die Schweiz in den letzten 50 Jahren 
durchlebte. Ein Schwergewicht legt 
Somm dabei auf die Rolle der einst 
alles dominierenden FDP. Überzeu-
gend beschreibt er, wie insbesonde-
re der wichtige Zürcher Freisinn 
nach der Zäsur, die der Zusammen-
bruch des kommunistischen Ost-
blocks 1989 geschichtlich darstellt, 
keinen Tritt mehr fand.
Die so genannte «Affäre Kopp» er-
achtet Somm bloss als äusseres Zei-

chen einer tief greifenden Verunsi-
cherung innerhalb des Freisinns. 
Vieles, was zuvor als «ewig gültig» 
betrachtet worden war, hatte plötz-
lich – scheinbar – keine Geltung 
mehr. Man glaubte, eine neue Epo-
che habe begonnen. Da war die Ar-
mee, einst ein Bollwerk der Bürgerli-
chen, von den Linken als «heilige 
Kuh» verspottet. Plötzlich musste sie 
ihre Existenz begründen und be-
haupten. Eine Volksinitiative verlang-
te gar die Abschaffung, und die Bür-
gerlichen hatten dem Argument der 
«Friedensdividende», die es einzulö-
sen gelte, wenig Brauchbares entge-
genzusetzen. Zwar scheiterte das 
Volksbegehren, doch die Bereit-
schaft, für die Landesverteidigung 
einzustehen, hatte spürbar und auf 
Dauer Schaden genommen. Werte 
wie «Unabhängigkeit» und «Neutrali-
tät» verloren an Bedeutung.
Anstatt sich auf die Werte zu besin-
nen, die er seit der Gründung des 
Bundesstaates konsequent vertreten 

Kantonsrat Claudio Zanetti, Zollikon (ZH)

Ein Geschichts-
buch, das man 
gelesen haben 
muss

hatte, wandte sich der Freisinn im-
mer mehr von der SVP ab und nahm 
in wichtigen Fragen abweichende 
Positionen ein. Dass sich die neuen 
Positionen dafür immer mehr mit 
denen des linken Lagers deckten, 

wurde in Kauf genommen, man ver-
sprach sich davon sogar Stärke ge-
genüber der SVP. Eine verhängnis-
volle Fehlbeurteilung!

Die SVP und die anderen

In dieser Phase ohne klare politische 
Ausrichtung suchten immer mehr 
Politiker das Heil in der Anbindung an 
internationale Organisationen. Statt 
autonomer Verteidigung, die an der 
Landesgrenze beginnt, hiess es 
plötzlich, nur noch im Verbund mit 
anderen Staaten sei Sicherheit ge-
währleistet. Und plötzlich musste die 
Schweiz ihr Verhältnis zur EG bzw. EU 
klären. Damit begann der Aufstieg 
von Christoph Blocher, der die SVP zu 
der mit Abstand stärksten Partei im 
Land machte, indem er sich dem 
Beitritt zum europäischen Wirt-
schaftsraum (EWR) widersetzte und 
dem politischen, wirtschaftlichen, 
kulturellen und publizistischen Esta-
blishment eine empfi ndliche Nieder-
lage bereitete.

«Christoph Blocher – der konservative Revolutionär» heisst die neue Biographie, die 

«Weltwoche»-Redaktor Markus Somm kürzlich der Öffentlichkeit vorgestellt hat. Wer die 

Schweiz gerne hat und sich für Zeitgeschichte interessiert, muss dieses ansprechend ge-

schriebene Buch lesen.

________
* Markus Somm: Christoph Blocher, Der kon-
servative Revolutionär, 528 Seiten, illustriert, 
Appenzeller Verlag, 48 Franken.

Markus Somm, dem stellvertretenden Chefredaktor der «Weltwoche», 
ist ein grosser Wurf gelungen: Seine autorisierte Biographie von Chris-
toph Blocher ist mehr als eine Biographie. Sie erzählt die Geschichte 
eines mittellosen Pfarrerssohns, der zum mächtigsten Politiker der 
Schweiz aufstieg. Sie erklärt, weshalb es Christoph Blocher gelungen 
ist, eine konservative Wende auszulösen. Und sie zeigt auf, wie Blocher 
als konservativer Revolutionär die Schweiz nachhaltig verändert – in-
dem er widerspricht, wenn er alte Werte in Gefahr sieht. Eine span-
nende Lebensgeschichte und eine intelligente Analyse des politischen 
Systems der Schweiz in einem Buch vereint.

Die neue, autorisierte
Blocher-Biographie

Erhältlich in Ihrer Buchhandlung oder beim  
Appenzeller Verlag, 9101 Herisau, 
Tel. 071354 64 64, www.appenzellerverlag.ch

Somm, Markus: Christoph Blocher
Der konservative Revolutionär
15 × 22 cm, 528 Seiten, illustriert, Fr. 48.–
ISBN 978-3-85882-482-0
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Angenehme und spannende 

Lektüre

Somm versteht es, komplexe Zusam-
menhänge und Abläufe verständlich 
darzustellen. Geschickt verwendet er 
Anekdoten und kurze Geschichten, um 
Sachverhalte anschaulich darzustellen. 
So etwa, wenn er beschreibt, wie der 
frühere Besitzer der EMS-Werke, Wer-
ner Oswald, und sein Sekretär Chris-
toph Blocher über den Gotthard an die 
Marignano-Schlachtfeier reisen und 
dabei über das Wesen der Neutralität 
diskutieren. Ein Thema, das Christoph 
Blocher sein Leben lang beschäftigt. 
Auch als Mitglied der Landesregierung 

setzte er sich entschieden gegen die 
Behauptung zur Wehr, der Bundesrat 
stehe «geschlossen» zu «Schengen».
Blocher, der Unternehmer, Blocher, der 
Regimentskommandant, Blocher, der 
Politiker, und Blocher als Bundesrat. All 
diese Aspekte werden eingehend ana-
lysiert und beschrieben. Somm zeigt, 
wie Christoph Blocher denkt und funk-
tioniert, wie er Probleme angeht und 
Lösungen umsetzt. Der Leser erfährt, 
mit welcher Raffi nesse es Bundesrat 
Blocher fertig brachte, festgefahrene 
Gesetzesrevisionen, wie beispielswei-
se das Gesetz über das Bundesgericht, 
einer Lösung zuzuführen, die alle Sei-
ten zu befriedigen vermochte. Sogar 

die Linke war voll des Lobes. Umso 
unverständlicher ist es daher, weshalb 
schliesslich nichts unversucht gelas-
sen wurde, um Christoph Blocher als 
Bundesrat zu stürzen.

Kritisch und doch anständig

Wie immer, wenn es um Christoph 
Blocher oder die SVP geht, setzt bei 
einem Grossteil der Schweizer Medi-
enschaffenden der Verstand aus, 
und es regieren dumpfe Refl exe. Es 
gilt praktisch als ungeschriebenes 
Gesetz, dass man weder an Chris-
toph Blocher noch an der von ihm 

massgeblich geprägten SVP ein gu-
tes Haar lassen darf. Die Palette be-
ginnt mit Verunglimpfungen bei der 
Titelsetzung, geht über eigentliche 
Hasskampagnen und reicht bis zum 
Aufruf zum medialen Boykott. Mar-
kus Somm bildet in dieser Hinsicht 
eine löbliche Ausnahme. Er ist durch-
aus kritisch, doch bleibt er immer 
anständig und pfl egt den Stil, den 
andere nur einfordern.
Bleibt zu hoffen, dass dem Buch ein 
grosser Erfolg beschieden ist. Das 
gibt Markus Somm die Gelegenheit, 
die Neuaufl age seines Werks mit ei-
nem Personen- und Sachregister zu 
versehen.
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Die Welt der Bildung ist verunsichert. 
Viele Lehrer fühlen sich ausgelaugt, teil-
weise auch überfordert und gute Kräfte 
quittieren den Beruf. Schüler proben in 
der Schule den passiven Widerstand, 
nehmen sich extreme Freiheiten her-
aus, Eltern sind aufgeschreckt. Die be-
amteten Schulbehörden erkennen zwar 
die Probleme, sind aber weitgehend 
ratlos. Soziale und kulturelle Probleme 
belasten die Schule, wie es auch Fern-
sehen, Internet, Pornografi e, Jugendge-
walt, Drogen, Filme und Spiele, Handys 
und immer mehr intransparente Kom-
munikationswege tun.

Wie kann heute ein geord-

neter und leistungsorien-

tierter Unterricht noch 

gewährleistet werden? 

Die gängigen (Schein-)Lösungen ge-
hen zumeist in die gleiche Richtung; 
immer neue Stellen und noch  mehr 
schulische Therapeuten, die letztlich 
eine Zersplitterung der Verantwor-
tung bewirken. Wie soll sich eine 
Lehrkraft im Unterricht behaupten, 
wenn soziale und kulturelle Proble-
me dominierend sind? Wie kann der 
Lehrerberuf wieder für Männer at-

traktiv gemacht werden? Wie lässt 
es sich vereinbaren, einerseits «mo-
derne» Lehrmethoden anwenden zu 
müssen und anderseits in manchen 
Klassen keine Führung und keine 
genügende Motivation zu haben? 
Aber auch: Welche Chancen haben 
Eltern mit leidenden Kindern, um 
eine dem Kind angepasste Lösung 
zu fi nden? Eine Lösung, die nicht je-
den stillen Protest und jede Schwä-
che als Krankheit behandelt. Sind 
die Schulen, sind die Lehrkräfte der 
Oberstufe dazu in der Lage und ha-
ben sie die erforderlichen Mittel, 
Freiheiten und Kompetenzen, um er-
folgreich zu sein? 

Nationalrat Theophil Pfi ster, Flawil (SG)

Die SVP muss sich um 
die Schulen kümmern

Die SVP will Antworten geben 

Dazu dienen die beiden neuen und kürz-
lich vorgestellten Positionspapiere «Der 
Lehrer» und «Schulleistung heute». Ande-
re Parteien, von links bis zur sogenannten 
Mitte, verstecken sich hinter untauglichen 
Konzepten (zum Beispiel HarmoS, neuer 
Einheitslehrplan), um erst einmal Zeit zu 
gewinnen. Eine Arbeitsgruppe der SVP ist 
daran, auf der Basis der bisherigen 
Grundsätze (Leistung fordern, Leistung 
fördern) politische Positionen zu erarbei-
ten. Positionen, die auch unter heutigen 
Bedingungen den geregelten, konzent-
rierten und erfolgreichen Unterricht im 
Interesse der Eltern ermöglichen. 

Lehrer sein ist nicht nur ein 

Beruf, es ist auch eine 

Berufung

Für pädagogisch geeignete Personen, 
die auch die Verantwortung klar mittra-
gen wollen, bietet dieser Beruf wie kaum 
ein anderer eine grosse Befriedigung. 
Aber der Lehrer braucht Gestaltungsfrei-
heit, Kompetenzen, klare Verantwortlich-
keiten und sicher kein «Team-Teaching». 
Der Lehrer braucht eine Schule, die die 
Probleme lösen und nicht aussitzen will. 
Dazu sind weniger und nicht mehr Ge-

setzesaufl agen erforderlich. Ein Über-
mass an neuen Theorien in der Schule, 
ein Übermass an Individualisierung des 
Unterrichtes, ein Übermass an Rücksich-
ten auf störende Elemente und ein Man-
ko an Entscheidungsfreiheit und an 
praktischen Fähigkeiten bei der Unter-
richtsgestaltung sind häufi ge Befunde. 
Der Palaver-Unterricht ist nicht das Ziel 
einer guten Schule. 

Die SVP stellt klare Forderun-

gen:

1.  Zurück zum Klassenlehrer-Prinzip 
2.  Lehrerausbildung: Aktive Praktiker 

wieder in die Klassenzimmer 
3.  Schluss mit ideologisch gefärbten 

Lehrerbeurteilungen 
4.  Lehrerausbildung ist auch 

Führungsausbildung 
5.  Keine Vertherapeutisierung der 

Volksschule 
6.  Nein zum «integrativen Unterricht» 
Die heutigen Versuche zur totalen 

Vereinheitlichung unseres Schulsys-

tems zeigen immer deutlicher, dass El-
tern als Gegengewicht eine gewisse 
Wahlmöglichkeit für ihre Schule fordern 
oder fordern müssen (freie Schul-

wahl?). Diese Frage ist auch in der SVP 
noch nicht ausdiskutiert.

AG: Bildungskleeblatt erleidet Schiffbruch AR: Schulnoten ab der 4. Klasse werden 

wieder eingeführt 
Das Aargauer Stimmvolk hat alle vier Geset-
zesvorlagen, die im so genannten Bildungs-
kleeblatt der Regierung vorgesehen waren, 
verworfen. Am deutlichsten fi el das Verdikt 
gegen die Einführung der Basisstufe aus. Die-
ser Entscheid ist insofern bemerkenswert, als 
dass im Aargau erstmals über diese Frage 
separat abgestimmt werden konnte. Die 
Früheinschulung, welche auch im undemo-
kratischen HarmoS-Konkordat vorgesehen ist, 
fällt beim Volk also klar durch.

Mit der Ablehnung des Bildungskleeblatts ist auch 
der Kanton Aargau HarmoS-inkompatibel gewor-
den und das Konkordat der Erziehungsdirektoren-
konferenz steht in einem weiteren Kanton vor 
dem Aus. Die angestrebte Allgemeinverbindlich-
keit – für welche insgesamt die Zustimmung von 
18 Kantonen notwendig gewesen wäre – kann 
jedenfalls schon jetzt nicht mehr erreicht werden. 
Der Widerstand der SVP gegen die föderalismus- 
und leistungsfeindliche Zentralisierung der Volks-
schule ist also weiterhin erfolgreich!

Im Kanton Appenzell-Aus-
serrhoden wurde eine Volks-
initiative zur Wiedereinführung 
der Schulnoten ab der 4. Klas-
se mit einem Zweidrittelsmehr 
klar angenommen! Die SVP, 
welche diese Vorlage als einzi-
ge Partei unterstützt hat, ist 
erfreut über diesen Volksent-
scheid. Offensichtlich befür-

worten die Stimmbürger den 
Kurs der SVP, welche das Leis-
tungsprinzip als oberste Maxi-
me für die Volksschule hoch-
hält. Die leistungsfeindliche 
Ideologie der linken 68er-Ge-
neration, die Reformitis an der 
Primarschule und die Herum-
bastelei am Schulsystem sind 
offensichtlich gescheitert!

Schulpolitisches Engagement der SVP ist erfolgreich:
Abstimmungssiege in den Kantonen Aargau und Appenzell-Ausserrhoden
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